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Ausstellung 

Die österreichischen Staatsoberhäupter 1848 – 2023 

Gastwirtschaft Rohrböck, 1040 Wien, Rilkeplatz 7, 4.10.2022 - Februar 2023 

 

Kaiser 

Franz Josef  I. 2.12.1848 – Tod am 21.11.1916 

Karl  21.11.1916 – Verzicht 11.11.1918 

Präsidenten des Staatsrates von Deutsch-Österreich 

Dr. Franz Dinghofer (großdeutsch GD)  

Johann Hauser (christlichsozial CS)                      30.10.1918 – 4.3.1919 

Karl Seitz (sozialdemokratisch SD) 

 

 

 

 

 

 

 

Präsident der Konstituierenden Nationalversammlung 

Karl Seitz (SD) 15.3.1919 – 9.12.1920 

Bundespräsidenten der Ersten Republik 

Dr. Michael Hainisch (GD) 9.12.1920 – 10.12.1928  

Wilhelm Miklas (CS) 10.12.1928 – 13.3.1938  

Bundespräsidenten der Zweiten Republik  

(bei Tod vor Ende der Funktionsperiode oder verzögerter Angelobung des Nachfol-

gers erfolgt die Amtsausübung durch den Bundeskanzler oder ab 1977 durch die drei 

Präsidenten des Nationalrats). 

Dr. Karl Renner (SPÖ) 20.12.1945 – Tod am 31.12.1950  

Theodor Körner (SPÖ) 21.6.1951 – Tod am 4.1.1957  

Dr. Adolf Schärf (SPÖ) 22.5.1957 – Tod am 28.2.1965  

Franz Jonas (SPÖ) 9.6.1965 – Tod am 24.4.1974  

Dr. Rudolf Kirchschläger (SPÖ) 8.7.1974 – 8.7.1986  

Dr. Kurt Waldheim (ÖVP) 8.7.1986 – 8.7.1992  

Dr. Thomas Klestil (ÖVP) 8.7.1992 – Tod am 6.7.2004  

Dr. Heinz Fischer (SPÖ) 8.7.2004 – 8.7.2016  

Dr. Alexander Van der Bellen (unabhängig) 26.1.2017 – heute 
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Von der Monarchie zur Republik 1918 

Am 9. 10. wählte Österreich wieder einmal seinen Bundespräsidenten. Dieser Vorgang ist 

erst 71 Jahre alt. Bis zum Ende der Monarchie 1918 war die Funktion des Staatsober-

hauptes durch Erbfolge bestimmt: der nächste männliche Verwandte des Monarchen 

folgte auf dem Thron ohne Formalakt. Der Weg von der Monarchie zur Republik voll-

zog sich Ende 1918 binnen 20 Tagen. Die Abgeordneten der deutschsprachigen Ge-

biete inklusive Südtirols und der Ränder Böhmens und Mährens, aber noch nicht des 

späteren Burgenlandes, traten am 21. 10. als „Provisorische Nationalversammlung“ in 

Wien zusammen. Am 28. 10. wurde in Prag die Tschechoslowakei ausgerufen, am 

29. in Zagreb der Staat der Slowenen, Kroaten und Serben, am 31. kündigte Ungarn 

die Union mit Österreich.  

.„Provisorien“ von 30. 10. 1918 bis 10.11.1920 

Am 30. 10. proklamierte diese „Provisorische Nationalversammlung“ einen eigenen 

Staat: Deutschösterreich, setzte einen Staatsrat ein und betraute dessen drei Präsi-

denten Franz Dinghofer (Großdeutsch), Johann Nepomuk Hauser (Christlichsozial) 

und Karl Seitz (Sozialdemokratie) mit den Aufgaben eines Staatsoberhauptes. Nach-

dem Kaiser Karl am 11. November auf seinen Anteil an den Regierungsgeschäften 

verzichtet hatte, wurde am 12. 11. 1918 Österreich als Republik ausgerufen. Eine am 

16. 2. 1919 gewählten „Konstituierenden Nationalversammlung“ verabschiedete eine 

„Provisorische Verfassung“, in der sie dem Nationalversammlungs-Präsidenten Karl 

Seitz bis zum Inkrafttreten einer endgültigen Verfassung auch die Aufgaben eines 

Staatsoberhauptes übertrug. Die endgültige Verfassung trat im November 1920 in 

Kraft. 

 Parlamentswahl oder Volkswahl  1920 - 1935 

Diese sah nun einen Nationalrat und Bundesrat vor, die als „Bundesversammlung“ ge-

meinsam den Bundespräsidenten auf 4 Jahre wählen sollten. 1920 war dies Dr. Michael 

Hainisch Großdeutsch). Nach Änderung der Verfassung 1929 sollte der Bundespräsident 

nun in einer Volkswahl auf  sechs Jahre gewählt werden. Die für 1931 vorgesehene 

erste solche Wahl, wurde aber wegen der schwierigen wirtschaftlichen Lage und zuneh-

menden nationalsozialistischen Bedrohung wieder durch die Bundesversammlung aber 

nur für vier Jahre durchgeführt. Die neue Verfassung des Ständestaates von 1934 sah eine 

Wahl des Bundespräsidenten durch alle Bürgermeister Österreichs aus einem Dreiervor-

schlag der Bundesversammlung vor. Dazu ist es nie gekommen. Der seit 1928 amtieren-

de Bundespräsident Wilhelm Miklas (Christlichsozial) blieb bis zum 13 .3. 1938 einfach 

weiter im Amt. 

Volkswahl als Norm 1945 bis heute 

Nach dem Einmarsch der Deutschen Wehrmacht am 13. 3. 1938 trat Bundespräsi-

dent Miklas zurück, mit der Auflösung Österreichs wurde das Amt obsolet.  

Nach dem Wiedererstehen Österreichs am 27. 4. 1945 knüpften ÖVP und SPÖ an die 

Verfassung von 1929 an, die ja eine Volkswahl des Bundespräsidenten vorsah. Aber wie 

schon 1931 einigten sich ÖVP und SPÖ der schwierigen wirtschaftlichen und politi-

schen Situation wegen auf eine Wahl durch die Bundesversammlung, umso mehr, als 

sie sich auch schon auf  Dr. Karl Renner geeinigt hatten und keinen Wahlkampf füh-

ren wollten. Renner (SPÖ) wurde am 20.12.1945 gewählt. Nach dem Tod Renners 

folgte 1951 erstmals eine Volkswahl für sechs Jahre, aus der Theodor Körner als 

Sieger hervorging. Von 1919 – 2022 gab es 12 Amtsinhaber.  
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Aus der Schule … 

… sind uns diese Bilder wohlbe-

kannt. Doch die Anbringung in den 

Klassenzimmern und auch in vie-

len Amtsräumen erfolgte bloß aus 

Tradition, entsprechend den frühe-

ren Kaiserbildern.  

Obwohl es bereits vom 1957 ver-

storbenen  Bundespräsidenten Kör-

ner ein „Klassenzimmer  und Amts - 

Portrait“ gab, normierte erstmalig das 

Pflichtschulerhaltungs-

Grundgesetz von 1963, dass als 

staatliche Symbole jedenfalls in 

jedem Klassenraum das Bun-

deswappen und in jeder Schule 

ein Bild des Bundespräsidenten 

anzubringen sei. Vom Bundesprä-

sidenten in jeder Klasse war keine 

Rede. Für die Bilder in Ämtern gibt 

es bis heute keine rechtliche Ver-

pflichtung. Allerdings schreiben man-

che Landesgesetze die Präsenz von 

Bildern des Landeshauptmanns 

bzw der Landeshauptfrau vor. 

 

 

Theodor Körner  

1951 – 1957 

Franz Jonas  

1965 – 1974 

Dr. Kurt Waldheim  

1986 – 1992 

Dr. Thomas Klestil  

1992 – 2004 

Dr. Rudolf Kirchschläger 

1974 – 1986 

Dr. Adolf Schärf  

1957 – 1965 
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Erbfolge in der Monarchie durch Verzicht 

Kundmachung der Thronbestei-

gung Kaiser Franz Josephs,  

Olmütz  2.12.1848. [2429] 

 

 

 

 

Anonym: Spendet für ein Denkmal Kaiser Franz 

Josephs I., 1937 

Nach dem Ende der Monarchie konstituierte sich ein 

Verein zur Erhaltung von Kaiser Franz Joseph - 

Denkmälern, der mit Hilfe privater Spenden auch die 

Aufstellung eines repräsentativen Monuments in Wien 

erreichen wollte. Den 1937 ausgeschriebenen Wettbe-

werb gewannen Clemens Holzmeister und der Bild-

hauer Hans Andre Preise. Annexion Österreichs 

durch das Deutsche Reich 1938 machte der Pla-

nung ein Ende.   

Bemerkenswert ist, dass nicht einmal 20 Jahre nach 

Untergang der Monarchie der Bundespräsident der 

Republik den Ehrenschutz für 

einen Verein zur Errichtung 

eines Kaiserdenkmals über-

nommen hatte. [1374] 

 

Das erste nach Untergang der Monarchie aufgestellte Kaiser 

Franz Joseph - Denkmal wurde am 18. August 1957 im Burg-

garten der Hofburg in Wien enthüllt. Die Errichtung erfolgte auf 

Initiative des Präsidenten der Industriellenvereinigung und 

Großvaters von Niki Lauda, KR Hans (Ritter von) Lauda. 

Kundmachung des Thronverzichts  

Kaiser  Ferdinands sowie des Erbfolgever-

zichts seines Bruders Franz Carl zugunsten 

des Neffen bzw Sohnes Franz Joseph,  

Olmütz 2.12.1848. Der kaiserliche Hof war  

am  7. Oktober 1848 vor der Revolution in 

Wien nach Olmütz geflohen. [2428] 
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Erbfolge in der Monar-

chie durch Tod 

Kundmachung Kaiser 

Karls vom Tod Kaiser 

Franz Josephs am 

21.11.1916 sowie seiner 

eigenen Thronbesteigung.  

Die Thronfolge des nächs-

ten männlichen Verwand-

ten erfolgte sowohl nach 

Verzicht als auch Tod so-

fort: „Der König ist tot, es 

lebe der König“. Formalakte 

wie Krönung und Eidesleis-

tung waren nicht Voraus-

setzung für die Nachfolge. 

[3168] 

 

 

 

 

 

Franz Windhager: Kaiser Karl, ohne Text, 1918 

Das Plakat zeigt den letzten österreichischen Kai-

ser im Stil einer „Schutzmantel-Madonna“. Karl, 

Großneffe und im November 1916 Nachfolger Kai-

ser Franz Josefs, erfuhr keine Vorbereitung auf 

dieses Amt. Von den Leiden der Soldaten und sei-

nes Volkes erschüttert, bemühte sich Karl redlich, 

wenn auch politisch unglücklich und erfolglos, den 

Krieg zu beenden. Nach seinem Regierungsver-

zicht am 11. November 1918 verließ er Österreich 

im März 1919. Nach  dem Scheitern zweier Res-

taurationsversuche in Ungarn wurde er von den 

Siegermächten des Ersten Weltkrieges auf die portu-

giesische Atlantikinsel Madeira verbannt und ver-

starb dort 1922 in bescheidenen Verhältnissen. 

[336] 
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An das deutsche Volk in Österreich, 1918 

Aufgrund der verzweifelten Situation 

nach 4 Jahren Krieg rief Kaiser Karl 

am 16.10.1918 die Völker der öster-

reichischen Reichshälfte auf, durch 

Nationalräte an der Neugestaltung 

des Staates mitzuwirken. Die Abge-

ordneten der deutschsprachigen 

Gebiete der Monarchie traten am 

21.10.1918 zusammen, um die Zu-

kunft der österreichischen Länder zu 

beraten. Am 30.10. wurde ein 

Staatsrat eingesetzt, der, wie dessen 

Präsidenten Dinghofer 

(Großdeutscher), Hauser (Christlich-

sozialer) und Seitz (Sozialdemokrat) 

auf dem Plakat mitteilen, die Staats-

gewalt in einem neuen Staat 

Deutschösterreich übernommen hat. 

Der 30.10. ist daher der Grün-

dungstag des neuen österreichi-

schen Staates, wenngleich es über 

seine Staatsform – Republik oder 

Monarchie – noch keine Entschei-

dung gab. [566] 

Verzichtserklärung Kaiser Karls, 1918 

Am 11.11.1918 unterzeichnete Kaiser Karl 

auf Druck der neuen deutschösterreichi-

schen Regierung seinen „Verzicht auf jeden 

Anteil an den Staatsgeschäften“ und enthob 

seine Regierung ihres Amtes. Das veröffent-

lichte Manifest war nicht datiert, weder mit 

dem Doppeladler geschmückt noch trug es die 

übliche Anrede „An meine Völker“. Es handel-

te sich nicht um eine formelle Abdankung, 

aber Karl anerkannte im Voraus die Ent-

scheidung, die Deutschösterreich über seine 

künftige Staatsform treffen sollte. Daran än-

derte es nichts, dass Karl vor seiner Ausrei-

se aus Österreich in die Schweiz 1919 die 

Verzichtserklärung am Bahnhof von Feld-

kirch widerrief. Nach 640 Jahren ununter-

brochener Herrschaft waren die Habsburger 

Geschichte. [564] 
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Gesetz vom 12. November 1918 über die 

Staats- und Regierungsform von Deutsch-

österreich, 1918 

Dieses Gesetz der „Provisorischen National-

versammlung“ nach dem Verzicht Kaiser Karls 

begründete die Republik (Deutsch)Österreich. 

[85] 

Grundprinzipien: 

 Staatsform demokratische Republik  

 Anschluss an die deutsche Republik 

 rasche Wahl einer konstituierenden  

Nationalversammlung 

 Wahlordnung:   

Verhältniswahl, allgemeines, gleiches,  

direktes und geheimes Stimmrecht aller 

Staatsbürger ohne Unterschied des Ge-

schlechtes (erstmalig Frauenwahlrecht).  
 

 

Anonym: Die Präsidenten der Republik, 1951 

Interessant auf dem Wahlplakat der SPÖ für Theodor Körner ist die Darstellung der 

Präsidenten der Ersten Republik und Karl Ren-

ners. Da diese durch die Bundesversammlung 

gewählt wurden, gibt es keine Wahlplakate. Kör-

ner wurde in eine Reihe mit den aus SPÖ-Sicht 

untadeligen Präsidenten Seitz, Hainisch und 

Renner gestellt.  

Karl Seitz (1869-1950) war von 1918 bis zu 

deren Verbot 1934 Vorsitzender der Sozialdemo-

kratischen Arbeiterpartei. Die Funktion des Staats-

oberhauptes nahm er 1918 als einer der drei Präsi-

denten des Staatsrates von Deutsch-Österreich und ab 1919 bis 1920 als Präsident 

der „Konstituierenden Nationalversammlung“ wahr. 1920 Zweiter Nationalratspräsi-

dent, 1923 - 1934 Wiener Bürgermeister,  1934 als Bürgermeister abgelöst und für 

ein halbes Jahr verhaftet, 1944 in das KZ Ravensbrück eingeliefert. Ab 1945 Ehren-

vorsitzender der SPÖ, aber keine politische Funktion mehr. 

Dr. Michael Hainisch (1858-1940). Der großdeutsche Gutsbesitzer und Sohn der Frauen-

rechtlerin Marianne Hainisch wurde nach Inkrafttreten der Verfassung von der Bun-

desversammlung 1920 gegen Karl Seitz zum Bundespräsidenten gewählt. Die Wieder-

wahl des persönlich von allen politischen Lagern geschätzten Hainisch erfolgte 1924 ein-

stimmig, wenn auch bei Stimmenthaltung der Sozialdemokraten. 
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Wilhelm Miklas (1872-1956), streng katholischer und habsburg-treuer Gymnasialdi-

rektor in Horn war christlichsozialer Abgeordneter im k.k. Reichsrat. Ursprünglich ge-

gen den Wechsel von der Monarchie zur Republik sprach er sich auch immer gegen 

einen Anschluss an das Deutsche Reich aus. Von 1923-1928 Nationalratspräsident. 1928 

gegen Karl Seitz und den Wiener Polizeipräsidenten Johannes Schober von der Bundes-

versammlung zum Bundespräsidenten gewählt, im letzten Wahlgang bei Stimmenthal-

tung der Sozialdemokraten, die Schober unbedingt verhindern wollten. 

Trotz Inkrafttretens der neuen Verfassung 1929 wurde Miklas 1931 anstatt durch das 

Volk wieder durch die Bundesversammlung auf vier Jahre gewählt. Der dem autoritä-

ren Kanzler Dollfuß ergebene Miklas blieb während der Staatskrise 1933 und des Bür-

gerkriegs 1934 untätig. Er wollte die im Februar 1934 zum Tode verurteilten Aufständischen 

des Republikanischen Schutzbundes begnadigen, erhielt aber keinen verfassungsrechtlich 

notwendigen Vorschlag von Justizminister Schuschnigg. Miklas lehnte als Katholik die Gewalt-

ausübung der Regierung zwar ab, akzeptierte aber die diktatorische Verfassung von 

1934. Statt sich 1935 einer Neuwahl  (nach der Verfassung 1934 durch die Bürgermeister) 

zu stellen, blieb er im Einverständnis mit der Regierung einfach bis 1938 im Amt. Er wei-

gerte sich am 13. März 1938 das „Gesetz über die Wiedervereinigung Österreichs mit 

dem Deutschen Reich“ zu unterschreiben, was man ihm aber nach 1945 kaum positiv 

anrechnete. Auf dem Plakat der SPÖ erscheint Miklas‘ Gesicht verschattet. [1273]  

Anonym: Wählt Dr. Karl Renner, 1931 

Die Verfassung von 1929 sah eine Bundespräsidenten-

Volkswahl vor, die erstmals 1931 stattfinden hätte sollen. Die Sozi-

aldemokraten nominierten den gemäßigten Dr. Karl Renner. 

Für ihn wurden bereits Plakate gedruckt. Aufgrund der 

schlechten wirtschaftlichen Lage und der Radikalisierung durch 

die Nationalsozialisten einigten sich die Parteien aber, diese Wahl 

nochmals durch die Bundesversammlung durchführen zu lassen. 

Das Plakat wurde nie affichiert. Wie 1928 siegte der christlichso-

ziale Miklas. Renner blieb Erster Nationalratspräsident, trat 

1933 wie auch seine beiden Stellvertreter aus abstimmungs-

taktischen Gründen zurück und löste dadurch eine Krise aus, 

die von Kanzler Dollfuß zur Ausschaltung des Parlaments 

genützt wurde. 1938 begrüßte Renner den Anschluss Öster-

reichs an das Deutsche Reich.  [831] 

Anonym: Karl Renner – ein Bauernsohn und Sozialist, 1955 

Dr. Karl Renner (1870-1950), aus ärmlichsten 

bäuerlichen Verhältnissen in Südmähren zum k.k. 

Reichsratsabgeordneten der Sozialdemokraten auf-

gestiegen, wurde 1918 von der „Proviso-rischen 

Nationalversammlung“ zum ersten Kanzler der 

Republik gewählt. Ab 1920 in Opposition, ab 1930 Nati-

onalratspräsident. 
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Obwohl Renner 1938 den Anschluss an Deutschland begrüßt hatte, wurde seine Re-

gierungsbildung im Mai 1945 von Stalin persönlich unterstützt. Die ÖVP gewann die 

Nationalratswahlen im Herbst 1945 wodurch Renner als Kanzler abgelöst wurde. Einver-

nehmlich wurde er am selben Tag wieder von der  Bundesversammlung zum Bundespräsi-

denten gewählt.  Die ÖVP feierte 1955 den Staatsvertragsabschluss als Erfolg ihres 

Kanzlers Julius Raab und Außenministers Leopold Figl. Dagegen wies die SPÖ in 

einer Imagekampagne auf die Rolle des Sozialdemokraten Karl Renner bei Gründung 

der Ersten und Zweiten Republik hin. Karl Renner war zu dem Zeitpunkt schon fünf 

Jahre tot. Im Gegensatz zum prinzipientreuen Karl Seitz galt 

Renner als sehr anpassungsfähig, hatte aber unbestritten hohe 

Verdienste um die Gründung der Ersten und Zweiten Republik. 

Er ließ sich nicht von Stalin, wie von diesem erwartet, als Steigbügel-

halter zur Bildung einer Volksdemokratie missbrauchen.  [1077] 

Oben anonym, unten Victor Slama: Theodor Körner, 1951 

Nach dem Tod Renners nominierte die SPÖ den Wiener Bür-

germeister Theodor Körner (Edler von Siegringen, 1873-1957) 

für die Bundespräsidentenwahl. Als k.u.k. Oberst und General-

stabschef der Isonzo-Armee 1918 in die Volkswehr übernom-

men, 1924 unter Beförderung zum General frühzeitig pensio-

niert. Er schloss sich den Sozialdemokraten an, wurde Mit-

glied des Bundesrates und Berater der Parteitruppe 

„Republikanischer Schutzbund“. 1934 und 1944 kurzzeitig inhaf-

tiert. 1945 von SPÖ, ÖVP und KPÖ einstimmig zum Wiener Bür-

germeister gewählt. Körner gewann 1951 überraschend die 

Stichwahl gegen den ÖVP-Kandidaten Heinrich Gleißner mit 

52,06%. Als die ÖVP 1953 eine Koalition mit dem hauptsächlich 

von ehemaligen Nationalsozialisten gewählten „Verband der Un-

abhängigen“ (VdU) eingehen wollte, verweigerte er seine Zu-

stimmung. [1025, 1789] 

Paul Aigner: Wählt Gleißner! 1951 

Die ÖVP stellte zur ersten Bun-

despräsidenten-Volkswahl 1951 

den oberösterreichischen Lan-

deshauptmann Dr. Heinrich 

Gleißner (1893-1984) auf. Vor dem Anschluss an das 

Deutsche Reich war er im autoritären Regime Dollfuß 

Staatssekretär und ab 1934 Landeshauptmann von 

Oberösterreich. 1938 zuerst KZ-Haft, danach Zwangsar-

beit in Berlin. 1945 wieder Landeshauptmann von Oberös-

terreich. Bei der Bundespräsidentenwahl lag Gleißner im 

ersten Wahlgang mit 40,14% knapp vor Körner, verlor aber 

die Stichwahl mit 47,94%. Er blieb bis 1971 Landeshaupt-

mann – mit der bis heute längsten Amtszeit. Unter Gleißner 

wandelte sich das Agrarland Oberösterreich zum Industrie-

standort. [2166] 
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R. Kiesel: Wählt überparteilich Burghard Breitner, 1951 

Der Chirurg Dr. Burghard Breitner (1884-1956) geriet beim 

Russlandfeldzug 1914 in Gefangenschaft und wirkte in einem 

Kriegsgefangenenlager nördlich von Wladiwostok als La-

gerarzt. Er erwarb sich den Ruf eines „Engels von Sibirien“. 

1920 kehrte er nach Österreich zurück, trat 1932 in die NSDAP 

ein und wurde 1940 mit der Durchführung von Zwangssterili-

sierungen der Innsbrucker Universitätsklinik beauftragt. Für 

die Bundespräsidentenwahl 1951 wurde Breitner vom VdU 

(Verband der Unabhängigen) nominiert und erreichte mit 15% 

der Stimmen den dritten Platz hinter Gleißner und Körner. 

1952/53 war Breitner Rektor der Universität Innsbruck. 

[Österreichische Nationalbibliothek] 

Anonym: Wählt Gottlieb Fiala, 1951 

Gottlieb Fiala (1891-1970) geriet 1915 in russische Kriegs-

gefangenschaft und wurde dort Kommunist. Nach der Rück-

kehr beteiligte er sich 1918 an der Gründung der KPÖ. 

Nach dem Verbot der Partei 1934 in der illegalen Gewerk-

schaftsbewegung aktiv. 1945 einer der Gründer des öster-

reichischen Gewerkschaftsbundes und dessen Vizepräsi-

dent. Schon bei den Nationalratswahlen 1945 erlangte die 

KPÖ nur  5,4 % der Stimmen und blieb weit hinter ihren 

Erwartungen. Die Kandidatur Fialas bei den Bundespräsi-

dentenwahlen brachte der Partei auch nur 5 %. Bis 1954 

war Fiala noch Mitglied des Bundesrates, dann schied er 

aus der Politik aus. [2011] 

Kundmachung betreffend die Wahlvorschläge 

für die Wahl des Bundespräsidenten, 1951 

Weiters traten noch an: 

Ludovica Hainisch (1901-1993),  Tochter des k.k. 

Unterrichtsministers Gustav Marchet, Schwieger-

tochter des Bundespräsidenten der Ersten Repub-

lik Michael Hainisch und Frauenrechtlerin. Emi-

grierte 1938 nach Italien und Schweden. Sie war 

weltweit die erste Frau, die sich um ein höchstes 

Staatsamt bewarb. Stimmenanteil 0,05 %.  

DDDr Johannes Ude (1874-1965), katholischer 

Priester, Pazifist und Lebensreformer. Spitzname 

„Savonarola von Graz“. 1944 als Widerstandsaktivist  

zum Tode verurteilt, die Hinrichtung wurde nur durch 

den Zusammenbruch des NS-Regimes verhindert. 

Stimmenanteil 0,13 %. [Wienbibliothek] 
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Anonym: Wie Renner und Körner so auch Dr. Schärf, 1957 

Rechtsanwalt Dr. Adolf Schärf (1890-1965) 

war in der Ersten Republik Bundesratsmit-

glied, 1945 Gründungsmitglied und ab De-

zember Vorsitzender der SPÖ, Vizekanzler und 

an den Staatsvertragsverhandlungen betei-

ligt. Wie Renner war er dem rechten Flügel 

der SPÖ zuzurechnen und wie Renner stand 

er der Rückkehr und Entschädigung jüdischer 

Vertriebener nach 1945 negativ gegenüber. Im 

Wahlkampf 1957 soll es  eine Flüsterparole 

„Wer einmal schon für Adolf war, wählt Adolf 

auch in diesem Jahr“ gegeben haben. Schärf siegte 1957 mit 51,12% gegen Wolf-

gang Denk, bei seiner Wiederwahl 1963 mit 55,4% gegen Julius Raab und Josef Kim-

mel. Höhepunkt seiner Präsidentschaft war das Treffen Kennedy - Chruschtschow 

1961 in Wien. [1984] 

Anonym: Wähl DENK, 1957 

Der international renommierte Chirurg Dr. Wolfgang Denk 

(1882-1970) war sowohl im Balkankrieg 1912/13, im Ersten 

und im Zweiten Weltkrieg als Arzt im Fronteinsatz, 1948/49 

Rektor der Universität Wien und gründete 1953 das heute 

noch bestehende Krebsforschungsinstitut. Als Funktionär 

der Vaterländischen Front 1934-1938 stand er nach dem 

Krieg der ÖVP nahe. Gemeinsam mit der FPÖ nominierte 

ihn diese 1957 zum Kandidaten für die Bundespräsidenten-

wahl, bei der er mit 48,9% gegen Adolf Schärf nur knapp 

unterlag. [1330] 

Paul Aigner: Julius Raab, 1963 

Baumeister Ing. Julius Raab (1891-1964) war 1927-

1934 Nationalratsabgeordneter der Christlichsozialen 

Partei und 1930 Führer der niederösterreichischen 

Heimwehr, überwarf sich aber  mit dem radikalen Heim-

wehrchef Ernst Rüdiger Starhemberg.  1938 war Raab 

kurz Handelsminister. Anders als sein Jugendfreund 

Leopold Figl wurde er von den Nationalsozialisten nicht 

verhaftet. Obwohl 1945 Gründungsmitglied der ÖVP 

stand Raab zuerst in der zweiten Reihe. 1953 löste er 

Figl als Bundesparteiobmann und Bundeskanzler ab, be-

gründete mit ÖGB-Präsidenten Böhm die Sozialpartnerschaft 

und ging als „Staatsvertragskanzler“ in die Geschichte ein. 

1961 parteiintern entmachtet, gab er seine Ämter an Alfons 

Gorbach ab. Obwohl bereits schwer krank, trat Raab aus 

Parteiräson 1963 gegen Schärf an, erhielt aber nur 

40,6% der Stimmen. [Österreichische Nationalbibliothek] 
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Anonym: Wählt General Kimmel, 1963 

Der 1919 in die Gendarmerie eingetretene Jurist Josef Kim-

mel (1897-1982) wurde mit nur 37 Lebensjahren 1934 Generaldi-

rektor für die öffentliche Sicherheit und hoher Funktionär in 

Organisationen des autoritären Staates wie den „Ostmärk-

ischen Sturmscharen“ und der „Frontmiliz“. Am 1.4.1938 mit dem 

„Prominententransport“ in das KZ Dachau gebracht und aus 

der Gendarmerie entlassen. Nach seiner Rehabilitation 1945 

mit dem Aufbau der Gendarmerie in der sowjetischen Besat-

zungszone betraut, 1949 zum General  ernannt, 1962 pensio-

niert. Als Kandidat der vom Widerstandskämpfer Otto Molden ge-

gründeten „Europäischen Föderalistischen Partei“ EFP erhielt 

Kimmel 4 % der Stimmen. [Wienbibliothek]  

Anonym: Franz Jonas weiter Bundespräsident, 1971 

Franz Jonas (1899-1974), gelernter Schriftsetzer, 

Soldat im Ersten Weltkrieg und Freiwilliger im 

Kärntner Abwehrkampf. Ab 1930 immer wie-

der arbeitslos, ab 1934 in der illegalen Sozialde-

mokratie tätig. Ab 1939 in der Lokomotivfabrik Flo-

ridsdorf, 1945  Gründungsmitglied der SPÖ und 

Bezirksvorsteher von Floridsdorf. Stadtrat für 

die wichtigsten Nachkriegs-Ämter Wiens: 

1948/49 Ernährung, bis 1951 Bauwesen. 

Nach Theodor Körner 1951 Wiener Bürger-

meister und Nationalrat. 1965 mit 50,7% ge-

gen Alfons Gorbach zum Bundespräsidenten gewählt, 1971 Wiederwahl gegen Kurt 

Waldheim mit 52,8 %. Ein Höhepunkt der Präsidentschaft war der Staatsbesuch von 

Queen Elizabeth II. 1969. 1970 betraute er Bruno Kreisky mit der Bildung der ersten 

Minderheitsregierung Österreichs, die allerdings von der FPÖ gestützt wurde. [2703] 

Anonym: Österreich wählt Dr. Gorbach, 1965 

Alfons Gorbach (1898-1972) verlor im Ersten Weltkrieg 

ein Bein, studierte Jus, war 1937/38 steirischer Landesrat 

und Landesleiter der „Vaterländischen Front“. Am 1.4.1938 

mit dem „Prominententransport“ in das KZ Dachau ge-

bracht, bis 1945 im KZ Flossenbürg. 1945 dritter National-

ratspräsident. Nachdem die ÖVP bei den Wahlen 1959 nur 

noch knapp vor der SPÖ lag, wurde Julius Raab als Parteiob-

mann und als Kanzler auf Initiative des steirischen Landes-

hauptmanns Josef Krainer sen. gegen Gorbach ausge-

tauscht. Die Situation besserte sich bei den Wahlen 1961 

nicht wesentlich und die Partei ersetzte Gorbach 1963 als 

Obmann und 1964 als Kanzler durch Josef Klaus. Gorbach 

wurde als Gegenkandidat zu Franz Jonas aus dem Kanz-

leramt weggelobt, unterlag aber knappest mit 49,3 %. 

[Österreichische Nationalbibliothek]   
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Anonym: Ein Staatsmann, sozial und objektiv, 1974 

Rudolf Kirchschläger (1915-2000) weigerte sich 1938 der NSDAP beizutreten und konnte 

sein Jusstudium nur unter widrigsten Umständen abschlie-

ßen. 1947 Richter, wechselte er 1954 in das Außenministeri-

um und wurde 1967 Botschafter in Prag. Während des Aufstan-

des 1968 stellte er 50.000 Visa für die Flucht nach Österreich 

aus. 1970 parteiloser Außenminister in der Regierung Kreis-

ky. Als Argument für einen SPÖ-Bundespräsidenten galt bisher 

das Gegengewicht zu ÖVP-Kanzlern. Da jetzt die SPÖ selbst 

den Kanzler stellte, war ein „Unabhängiger“ gesucht und in Kirch-

schläger gefunden. Bei der ersten Wahl 1974 erhielt er 51,7%, 

bei der Wiederwahl 1980 als gemeinsamer Kandidat von SPÖ 

und ÖVP 79,9%. Höhepunkte seiner Amtszeit waren die Eröff-

nung der UNO-City und die Gespräche zwischen Jimmy Car-

ter und Leonid Breschnew in Wien 1979. [2863] 

Wenzel-Jelinek: Dr. Lugger, ein Bundespräsident, wie er sein soll, 1974 

Als sich der Tod des schwerkranken Franz Jonas abzeichne-

te, war die ÖVP zu einer gemeinsamen Kandidatur von Kirchschlä-

ger bereit, was Kreisky aber ablehnte. Die ÖVP einigte sich 

nun auf den ehemaligen Vizekanzler Hermann Withalm. Die 

Plakate waren schon gedruckt, als der Tiroler Landeshaupt-

mann Wallnöfer zwei Monate vor der Wahl seinen Freund 

Dr. Alois Lugger (1912-2005) als Kandidaten durchsetzte. 

Wie Wallnöfer gebürtiger Südtiroler, begann Lugger seine 

Karriere vor 1938 als Sekretär des Landeshauptmannes. 1947 

wurde der Magistratsbeamte Landesrat, Präsident des Landtages 

und war von 1956-1983 Innsbrucker Bürgermeister, sowohl wäh-

rend der Olympischen Winterspiele 1964 als auch 1976. Bei 

der Wahl 1974 erreichte er 48,3 %. [Österreichische Natio-

nalbibliothek] 

Hauptwahlbehörde betreffend die Wahlvorschläge für die Wahl des  

Bundespräsidenten, 1980   

Weiters  traten noch an: 

Dr. Wilfried Gredler (1916-1994), als Student ab 1936 Mit-

glied der NSDAP und SA. Nach 1945 zuerst in der ÖVP, von 

1953 an für die FPÖ im Nationalrat. Als Diplomat u.a. Bot-

schafter in Bonn und Peking. Erreichte 17% der Stimmen 

DiplVW Dr. Norbert Burger (1929-1992). Nach Kriegsein-

satz Vorsitzender des Rings Freiheitlicher Studenten. Im 

„Befreiungsausschuss Südtirols“ 1967 an gewalttätigen Akti-

onen mit Todesfolgen beteiligt, in Italien zu 28 Jahren Haft 

verurteilt, in Österreich freigesprochen. Gründer der 1988 

wegen nationalsozialistischer Wiederbetätigung aufgelösten 

Nationaldemokratischen Partei NDP. Erreichte 3,2% der 

Stimmen. [Wienbibliothek] 
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Anonym: Ein Österreicher, dem die Welt vertraut, 1986 

Dr. Kurt Waldheim (1918-2007) wurde während des Studiums 

1938 zur deutschen Wehrmacht eingezogen, diente bis 1945 

als Offizier in verschiedenen Funktionen. 1945 trat er in den 

diplomatischen Dienst, unter anderem als Botschafter bei der 

UNO. 1968-1970 Außenminister, erfolgreich bei Entschärfung 

des Südtirol-Konflikts. 1971 erstmalige Kandidatur bei Bundes-

präsidentenwahlen gegen Franz Jonas, erreicht 47,2%. Danach 

bis 1981 UN-Generalsekretär. Diverse Vermittlungsbemühun-

gen und zögerliches Verhalten beim Jom-Kippur-Krieg verär-

gern die USA und Israel. Eine dritte Amtszeit scheitert am Veto 

Chinas. Die ÖVP nominierte Waldheim für die Wahlen 1986. 

Durch das Image der Funktion als UN-Generalsekretär war es realistisch, dass erst-

mals seit 1951 ein ÖVP-Kandidat Bundespräsident werden könnte. Das wollte die 

SPÖ mit allen Mitteln verhindern.  

Kanzler Sinowatz hatte schon im Herbst 1985 bei einer Sitzung des Landesparteivor-

standes Burgenland gemeint, man werde die Öffentlichkeit rechtzeitig über Waldheims 

braune Vergangenheit informieren. Knapp vor der Wahl veröffentlichten Medien und der 

Jüdische Weltkongress Recherchen über Waldheims Kriegsdienst. Um ihn in die Nähe von 

Kriegsverbrechen zu rücken, wurden Fakten mit falschen, halbwahren oder spekulativen 

Behauptungen vermischt. Die Linke nahm dies dankbar auf, galt es doch einen ersten 

ÖVP-Bundespräsidenten zu verhindern. Obwohl sich Waldheims Wahlkampf-Slogan 

„Ein Österreicher, dem die Welt vertraut“ in Luft auflöste, bewirkte ein „Jetzt erst 

recht“-Effekt unter der Bevölkerung das Gegenteil. Waldheim erreichte im ersten 

Wahlgang 49,65% und siegte in der Stichwahl gegen Kurt Steyrer mit 53,9%. 

[Österreichische Nationalbibliothek] 

Manfred Deix: Die Waldheim Wahrheit, 1986 

Da die Vorwürfe nicht abflauten, setzte die Regierung eine internationale Historiker-

kommission ein. Diese befand, dass es keine Beweise für ein persönlich schuldhaftes 

Verhalten Waldheims gäbe, er aber versucht habe, seine militärische Vergangenheit 

in Vergessenheit geraten zu lassen bzw sie zu verharmlosen. Aufgrund seiner Stel-

lung hätte er von Kriegsverbrechen wissen müssen, hatte dies aber immer geleugnet. 

Besonders wurden ihm Lücken in seiner Autobiographie und seine Einstellung, er 

habe nur seine Pflicht als Soldat 

getan, vorgeworfen. Österreich 

hatte seit 1945 jegliche Mitschuld 

an den Gräueln der NS-Zeit ge-

leugnet. Aber die Zeit hat sich ge-

ändert: Waldheims Verhalten wur-

de mittlerweile eines Bundespräsi-

denten als nicht würdig empfun-

den. Die reine Diffamierung wie auf 

dem Plakat von Manfred Deix blieb 

aber aufrecht, der international 

isolierte Kurt Waldheim verzichtete 

1991 auf eine Wiederkandidatur. 

[1062] 
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Kanzler Sinowatz, der die Anti-Waldheim Kampagne der SPÖ anführte, war am Tag nach 

Waldheims Wahlsieg zurückgetreten. Als ein Journalist Sinowatz‘ Ankündigung von der 

„braunen Vergangenheit Waldheims“ veröffentlichte und Sinowatz damit als Drahtzie-

her bloßstellte, klagte dieser wegen Ehrenbeleidigung und bestritt im Prozess die Aussa-

ge. Das Gericht glaubte aber einer Ohrenzeugin, die den Ausspruch sehr wohl gehört 

hatte.  Der Ex-Kanzler wurde wegen falscher Zeugenaussage verurteilt.  

Auch wenn das Ansehen Österreichs, des Bundespräsidenten und der Politik als 

Ganzes schwer beschädigt worden war, hatte die Affäre auch eine positive Wirkung: 

In einer Rede vor dem Nationalrat bekannte sich Bundeskanzler Vranitzky endlich zur 

Mitschuld zahlreicher Österreicher an den Verbrechen des NS-Regimes und beendete 

die Zwecklüge vom „ersten Opfer Hitlers“.   

Erich Sokol, 1986 

Die Karikatur der Kandidaten Steyrer und Waldheim zeigt deut-

lich, wem die Sympathien des Künstlers gehörten. Der Arzt 

Dr. Kurt Steyrer (1920-2007) war Nationalratsabgeordneter 

der SPÖ und von 1981 – 1985 Gesundheits- und Umwelt-

schutzminister unter Bruno Kreisky und Fred Sinowatz. In 

seine Amtszeit fällt die Besetzung der Hainburger Au 1984 

mit dem Ziel, einen Kraftwerksbau zu verhindern. Sie war ein 

Meilenstein in der Entwicklung der Grünen zur Partei, das un-

glückliche Agieren der Regierung vielleicht ein Grund, Stey-

rer vom Posten eines Umweltschutzministers in Richtung 

Hofburg „wegzuloben“. Schon immer war das Amt des Bun-

despräsidenten ja als Möglichkeit betrachtet worden, jemanden 

ehrenvoll in die Bedeutungslosigkeit zu befördern.  

[ohne Nummer] 

Anonym: Freda Meissner-Blau, 1986 

Die aus einer altösterreichischen Offiziers- und Indust-

riellenfamilie stammende Freda Meissner-Blau (1927-

2015) wurde durch Erlebnisse im Zweiten Weltkrieg 

und später im Kongo geprägt. Neben ihrer Arbeit bei 

der UNESCO beschäftigte sie sich mit der zivilen Nut-

zung der Atomkraft und erlebte 1968 die Studentenrevolte in 

Paris. Durch ihr Engagement gegen die Inbetriebnah-

me des AKW Zwentendorf 1978 und bei der Besetzung 

der Hainburger Au 1984 erlangte sie hohe Bekanntheit. 

1986 trat sie zur Präsidentschaftswahl an, auch um ein 

Zeichen gegen den rechtsextremen Kandidaten der 

FPÖ Dr. Otto Scrinzi zu setzen. Sie erreichte 5,5% der 

Stimmen, Scrinzi 1,18%. Bei den Nationalratswahlen 

1986 erhielt die „Grüne Alternative“ mit ihr als Spitzen-

kandidatin 4,8% und zog in das Parlament ein. 1988 

legte sie ihr Mandat zurück. 

 [Österreichische Nationalbibliothek] 
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Anonym: Am 26. April Dr. Thomas Klestil, 1992 

Dr. Thomas Klestil (1932-2004) stammte aus bescheide-

nen Verhältnissen, studierte Handelswissenschaften und 

begann seine Karriere als Beamter im Bundeskanzleramt. 

1966 Sekretär von Bundeskanzler Klaus, danach im Au-

ßenministerium und Botschafter bei der UNO und in 

Washington. Er kandidierte auf Vorschlag von ÖVP-

Obmann Busek, erzielte im ersten Wahlgang mit 37,2% nur 

den zweiten Platz, siegte aber über Rudolf Streicher in der 

Stichwahl mit 56,9%. Sein Slogan „Macht braucht Kontrol-

le“ signalisierte eine aktive Amtsauffassung. Ab dem EU-

Beitritt 1994 wollte er an Sitzungen teilnehmen, was von 

Kanzler Vranitzky abgelehnt wurde. Beim ersten Staatsbe-

such eines Bundespräsidenten in Israel 1994 bekannte 

sich Klestil zu einer Mitschuld Österreichs am Holocaust. 

1998 stellte die SPÖ keinen Kandidaten auf. Gegen vier Kon-

kurrenten gewann Klestil mit 63,4%. 

Nach den Nationalratswahlen 1999 scheiterten Verhandlungen zwischen SPÖ und 

ÖVP. ÖVP-Obmann Schüssel nahm nun ohne Auftrag des Bundespräsidenten Ge-

spräche mit der FPÖ unter Jörg Haider auf, die in einer Koalition endeten. Klestil hielt 

die FPÖ jedoch wegen ihres ausländerfeindlichen Auftretens für regierungsunwürdig. 

Er gelobte die Regierung zwar mit eisiger Miene an, lehnte aber zwei Ministervor-

schläge der FPÖ ab. Das war bisher in Österreich noch nicht vorgekommen und führ-

te zum Bruch der ÖVP mit Klestil. Als die EU wegen der FPÖ-Regierungsbeteiligung Sank-

tionen über Österreich verhängte, wurde Klestil von europäischer Seite wegen seiner 

Maßnahmen gewürdigt, von ÖVP und FPÖ aber der Zusammenarbeit mit  ausländi-

schen Regierungsgegnern verdächtigt. Danach trat er wegen schwerer gesundheitli-

cher Probleme in den Hintergrund und verstarb zwei Tage vor Ende seiner Amtszeit. 

[Österreichische Nationalbibliothek]    

Anonym: Die Kraft für Morgen, 1992 

Dr. Rudolf Streicher (*1939) absolvierte eine 

Lehre in der VOEST, dann ein Studium an 

der Montanuniversität Leoben. Vor seiner 

Berufung zum Minister für öffentliche Wirt-

schaft und Verkehr 1986 war er Generaldi-

rektor der Austria Metall AG. Als Kandidat 

der SPÖ für die Bundespräsidentenwahl 

1992 lag er im ersten Wahlgang mit 40,7% 

voran, unterlag in der Stichwahl gegen 

Thomas Klestil aber mit 43,1%. Danach 

war Streicher Generaldirektor der Steyr-

Daimler-Puch AG und der Österreichischen Industrieholding AG. Privat fungierte er 

als ausgebildeter Dirigent als Präsident der Wiener Symphoniker und kurz des FK 

Austria Wien. [2715] 

Weiters trat an: Der Publizist und Zukunftsforscher Robert Jungk (1913-1994) als 

Kandidat der Grünen. Der Träger des alternativen Nobelpreises erzielte 5,75%. 
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Anonym: Heide Schmidt, 1998 

Die Juristin, Sozial- und Wirtschaftswissenschafterin Dr Heide Schmidt (*1948) er-

langte als Assistentin des FPÖ-Volksanwaltes öffentliche Be-

kanntheit, wurde 1988 Generalsekretärin der FPÖ und 1990 

Dritte Präsidentin des Nationalrates. 1992 Kandidatur bei der 

Bundespräsidentenwahl mit 16,4% der Stimmen. Als Reaktion auf 

Jörg Haiders Anti-Ausländervolksbegehren verließ sie 1993 die FPÖ 

und gründete das Liberale Forum LIF, das nach Anfangserfol-

gen 1999 nicht mehr in den Nationalrat einzog. Als Kandidatin 

des LIF trat sie 1998 ein zweites Mal gegen Thomas Klestil an, 

unterlag aber mit 11,14%. Ein comeback mit dem LIF bei den Nati-

onalratswahlen 2008 scheiterte. Seit 2014 ist Heide Schmidt 

Mitglied der mit dem LIF fusionierten NEOS. [Österreichische 

Nationalbibliothek]   

Anonym: Damit es anders wird Lugner, 1998 

Ing. Richard Lugner (*1932) baute als selfmade-man ein Bauunternehmen auf. Sein 

1990 eröffnetes Einkaufszentrum Lugner-City ist bis heute erfolgreich. Als „Society-

Löwe“ inszeniert er sich gerne in der Öffentlichkeit, wie etwa mit immer jüngeren Ehefrau-

en oder prominenten Gästinnen am Opernball. Vielleicht auch 

deswegen trat er 1998 zur Bundespräsidentenwahl an und er-

hielt überraschend 9,91%. Bei der Kandidatur 2016 waren es 

2,26%. [Österreichische Nationalbibliothek] 

Weiters traten an: 

Gertraud Knoll (*1958), die evangelische Superintendentin des 

Burgenlandes erreichte als parteilose Kandidatin 13,6% und 

wandte sich danach politisch der SPÖ zu. 

Karl Walter Nowak (*1943). Der Friedens- und Umweltaktivist 

erhielt 1,9% der Stimmen.   

Anonym: Politik braucht ein Gewissen, 2004 

Dr. Heinz Fischer (*1938) wuchs in einer Familie von sozialde-

mokratischen Spitzenbeamten und Managern auf. Als junger 

Jurist machte er die antisemitische Vorlesungspraxis von Univ-

Prof. Borodajkewycz öffentlich. 1971-2004 Mitglied und ab 1990 

erster bzw zweiter Präsident des Nationalrates. 1983-1987 Wissen-

schaftsminister. 1994 Professor für Politikwissenschaft.  Bei der 

Bundespräsidentenwahl 2004 mit 52,39% gegen die einzige Mitbe-

werberin Benita Ferrero-Waldner erfolgreich. 2010 Wiederkandi-

datur. Die ÖVP verzichtete auf einen Kandidaten, Fischer siegte 

gegen zwei andere Bewerber mit 79,3%. Da zu Ende seiner Amts-

zeit am 8.7. 2016 aufgrund der Aufhebung der Stichwahl zwi-

schen Van der Bellen und Hofer durch den Verfassungsgerichtshof noch kein Nachfolger 

angelobt war, ging das Amt bis 26.1.2017 auf die drei Nationalratspräsidenten über. 

[Österreichische Nationalbibliothek] 
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Anonym: Die Erste Bundespräsidentin wählen, 2004 

Mit Dr. Benita Ferrero-Waldner (*1948) hoffte die ÖVP 

auf den Erfolg einer Frau gegen den weithin bekannten 

Heinz Fischer. Nach Studium und Tätigkeit in der Privat-

wirtschaft wechselte Ferrero-Waldner 1984 in den diplo-

matischen Dienst Österreichs und der UNO. 1995 Staats-

sekretärin im Außenministerium, ab 2000 Außenministerin. 

Bei der Bundespräsidentenwahl 2004 trotz Unterstützung 

der FPÖ mit 47,6% unterlegen. Ab 2004 EU-Kommissarin 

für Außenbeziehungen, ab 2009 für Handel. 2007 erfolg-

reiche Verhandlungen um die Freilassung von vier in Liby-

en zum Tode verurteilten bulgarischen Krankenschwes-

tern. Eine Bewerbung für die Position des UNESCO-

Generalsekretärs 2009 war erfolglos. Danach Wechsel in 

die Privatwirtschaft. [Österreichische Nationalbibliothek] 

Bundespräsidentenwahl 2010 

Dr. Heinz Fischer hatte mit Amtsantritt 2004 seine SPÖ-Mitgliedschaft ruhend gestellt 

und trat 2010 als unabhängiger Kandidat zur Wiederwahl an. Die ÖVP verzichtete 

darauf, einen eigenen Kandidaten zu nominieren. 

Weiters traten an: 

Barbara Rosenkranz (*1958). Die zehnfache Mutter wurde 1993 Abgeordnete der 

FPÖ im nö. Landtag und wechselte nach einem Zwischenspiel im Nationalrat 2008 als 

Landesrätin wieder nach NÖ. Bei der Bundespräsidentenwahl 2010 für die FPÖ 5,2%. 

Nach der Ablöse als NÖ-Landesparteiobfrau 2013 verließ sie die FPÖ. 

Der „katholische Lebensschützer“ Dr. Rudolf Gehring (*1948) war jahrelang ÖVP-

Mitglied, wechselte 2008 zur Christlichen Partei Österreichs. Bei der Wahl 2010 er-

zielte er 5,4%. 

 

 

 

 

Bundespräsidentenwahl 2016: 
 

 

Dr. Alexander Van der Bellen (*1944, unabhängig) 

Volkswirt, Universitätsprofessor  

1997-2008 Bundessprecher der Grünen 

2012-2015 Abgeordneter zum Wiener Gemeinderat 

Erstwahl: 21,34 %,  

erste Stichwahl: 50,35 %, zweite Stichwahl: 53,8 % 
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Ing. Norbert Hofer (*1971, FPÖ) 

Flugtechniker, Landesbediensteter 

2006-2013 Abgeordneter zum Nationalrat 

2013-2017 Dritter Nationalratspräsident 

2017-2019 Minister für Verkehr, Innovation u Technologie 

2019-2021 Bundesparteiobmann FPÖ 

2019-heute Dritter Nationalratspräsident 

Erstwahl: 35,05 %,  

erste Stichwahl: 49,65 %, zweite Stichwahl: 46,21 % 

 

 

 

Dr. Irmgard Griss (*1946, unabhängig) 

Juristin, Richterin 

1993 Richterin am Obersten Gerichtshof OGH 

2007-2011 Präsidentin des OGH 

2008-2016 Ersatzmitglied des Verfassungsgerichtshofes 

Erstwahl 18,9 % 

 

 

 

Rudolf Hundstorfer (1951-2019, SPÖ) 

Magistratsbeamter Wien 

1990-1995 Abgeordneter zum Wiener Gemeinderat 

1995-2007 Vorsitzender des Wiener Gemeinderates 

2003 Vizepräsident Öst. Gewerkschaftsbund ÖGB 

2006-2008 Präsident ÖGB 

2008-2016 Minister für Soziales und Konsumentenschutz 

Erstwahl 11,28 % 

 

 

 

Dr. Andreas Khol (*1941, ÖVP) 

Jurist, Universitätsprofessor  

1983-2002 Nationalrat 

2002-2006 Erster Nationalratspräsident 

2006-2016 Obmann Seniorenbund ÖVP 

Erstwahl 11,12 % 

 

 

Weiters trat an: 

Ing. Richard Lugner (*1932,unabhängig) Bauunternehmer, Erstwahl 2,26 % 
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Rezension aus www.buchfreund.de: 

Was mich an diesem Buch fasziniert, ist die Leichtigkeit 
mit der es der Autor schafft, geschichtliche Inhalte zu 
vermitteln. Durch seinen leichten und einladenden Er-
zählstil hat man das Gefühl ein Fachbuch zu lesen aber 
gleichzeitig auch sehr gut unterhalten zu werden. Die 
Vielzahl von Abbildungen alter Münzen, Geldscheine, 
Sparbücher, Zeitungen, Plakate und diverser Alltagsge-
genstände lassen einen unweigerlich immer wieder kurz 
inne halten und an die ganz persönlichen Erlebnisse den-
ken, die man mit diesen lange nicht mehr gesehenen 
Objekten verbindet. 

 Alle Abbildungen: Objekte der Sammlung Eybl. 

 
  

Verlagsrezension 

Propaganda und Kunst im Dienste des Krieges wird an 

Beispielen aus allen kriegführenden Staaten beleuchtet. 

Das Buch besticht durch seine erstklassigen Abbildun-

gen, seine gut lesbaren  Überblickstexte und die fachkun-

digen Kommentare zu den Künstlern, den Plakatsujets 

und den mit diesen verbundenen Propagandaabsichten. 

Kein Aspekt des Krieges und des Kriegsalltags an der 

„Heimatfront“ wird dabei ausgespart  

Alle 772 Abbildungen des großformatigen Bandes zeigen 

Plakate der Sammlung Eybl, 
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